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Vorwort

Die Anforderungen an die Bürgergesellschaft sind hoch.

Ist ihre Stärkung der Ausweg aus einer vermeintlichen Krise der Demokratie?

Was kann die Bürgergesellschaft leisten, was Staat und Markt nicht vermögen?

Der Begriff „Bürgergesellschaft“ ist unklar.

Redet der, der für die Bürgergesellschaft spricht, gegen den Staat? Was bedeu-

tet es, wenn unterschiedlichste politische Strömungen für die Bürgergesell-

schaft Partei ergreifen?

Begriffe klären, Debatten erläutern und ein Fundament zum Bestimmen und

Vertreten der eigenen Position anbieten. Wir hoffen, dass wir mit diesem 

Band 6 der Reihe der Lesebücher der Sozialen Demokratie mehr Klarheit in ein 

vieldiskutiertes, aber oft nebulös erscheinendes Politikfeld bringen können. 

Herzlich danken möchten wir an dieser Stelle Tobias Gombert und Martin 

Timpe. Tobias hat als Hauptautor den überwiegenden Teil des Buches ver-

fasst. Martin hat zum einen eigene Beiträge beigesteuert und zum anderen 

die redaktionelle und didaktische Arbeit begleitet und bereichert. 

Unser Dank gilt zudem Constantin Olbrisch für seinen Beitrag und Serge Emba-

cher, Albrecht Koschützke und Matthias Freise. Sie haben wertvolle Hinweise 

zur Konzeption des Buches gegeben. Ihnen und allen Beteiligten herzlichen 

Dank, etwaige Unzulänglichkeiten gehen zu unseren Lasten.

Das Symbol der Akademie für Soziale Demokratie ist ein Kompass. Mit den 

Angeboten der Akademie möchte die Friedrich-Ebert-Stiftung einen Rahmen 

bieten, um Standpunkte und Orientierungen zu klären. Wir würden uns freuen, 

wenn Sie unsere Angebote nutzen, um Ihren politischen Weg zu bestimmen. 

Soziale Demokratie lebt davon, dass Bürgerinnen und Bürger sich immer wie-

der mit ihr auseinandersetzen und sich für sie engagieren.

Dr. Christian Krell
Leiter Akademie für 
Soziale Demokratie 

Bonn, März 2012

Jochen Dahm
Projektleiter Lesebücher der  
Sozialen Demokratie



Liberale Demokratie
Zeichnet sich aus durch:

Soziale Demokratie

beruht auf: 
• Grundrechten im gesell-
 schaftlichen und wirtschaft-
 lichen Bereich 
• einer den Grundrechten 
 gerecht werdenden Ver-
 fassung (geregelte Teilhabe, 
 Rechtsanspruch auf soziale
 Sicherung, gerechtigkeits-
 orientierte Verteilung)
• negativen und positiven 
 Freiheitsrechten in Formal-
 gestaltung und Realwirkung

Libertäre Demokratie

beruht auf: 
• sozial ungebundenem 
 Eigentum
• einem sich selbst regulieren-
 den Markt
• Begrenzung der Demokratie 
 auf den politischen Bereich
• Formalgeltung der 
 Menschenrechte.
• Gewährung negativer
 Freitheitsrechte

politischer 
Verhandlungs-

spielraum

je nach 
gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnissen

• Rechtsstaatliche und pluralistische Demokratie
• Demokratie, die sich auf Menschenrechte stützt
• die europäische Tradition des Liberalismus

Grundwerte:
Freiheit, Gleichheit, Solidarität

Grundrechte

Begründungspluralismus
Was?
Wie soll das Verhältnis von
Einzelnem/-r und Gesellschaft
gestaltet werden?

Grundrechte
Grundrechte

Instrumente

Einheitliche Grundlage
der UN-Pakte 

Unterschiedliche 
Umsetzung in Staaten

Wie?
Welche Regeln und Gesetze?

Wodurch?
Wodurch werden die
Grundrechte realisiert?

Abb. 2: Liberale, libertäre und Soziale Demokratie nach Meyer 2005Abb. 1: Grundwerte, Grundrechte, Instrumente



Spannungsverhältnis und
potenzielles Untergraben der

Demokratie

Marktkapitalismus
Freiheit, Waren zu 

produzieren

Freiheit des Gütertauschs

Demokratie
Freiheit für alle

Menschen

Grundrechte

Demokratische 
Entscheidungen

als Voraussetzung und
Stabilisierung

Negative und positive
Freiheitsrechte

Grundfrage: Welche Regelungen
und Verhältnisse stehen der Freiheit
der Person entgegen?

Grundfrage: Was muss die
Gesellschaft tun, damit es allen
Menschen möglich ist, frei zu
sein oder zu werden?

Negative Freiheitsrechte:

• formale, „abwehrende”
 Rechte

• Rechte, die den/die
 Einzelne /-n vor Eingriffen
 der Gesellschaft schützen

• Freiheit liegt vor, wenn
 keine (wesentlichen)
 Begrenzungen vorliegen.

• Eine Formalgeltung über
 Gesetze reicht aus.

Positive Freiheitsrechte:

• materiell ermöglichende 
 Rechte

• Rechte, die dem / der  
 Einzelnen ermöglichen,
 seine / ihre Freiheitsrechte
 aktiv zu nutzen

• soziale Rechte

• u. a. durch den Sozialstaat 
 gewährleistet

Libertäre These:
Die Gewährung positiver Freiheitsrechte
beschneidet (und zerstört) negative
Freiheitsrechte. Negative Freiheitsrechte
haben absoluten Vorrang.

Der Zusammenhang zwischen
negativen und positiven
Freiheitsrechten muss
argumentativ begründet
werden.

These der Sozialen Demokratie:
Negative und positive Freiheitsrechte müssen
gleichrangig berücksichtigt werden, wenn sie
für alle formal gelten und wirken können
sollen.

Abb. 4: Spannungsverhältnis Marktkapitalismus und DemokratieAbb. 3: Negative und positive Freiheitsrechte nach Berlin



Juristische Perspektive

„Staat”

Kernfragen z. B.:
• Auf welches Regelsystem 
 können sich Menschen beziehen?
• Wie ist das Regelsystem in sich 
 (stimmig) aufgebaut?

Philosophische Perspektive
Kernfragen z. B.:
• Wie lässt sich Staat im Zusammenleben 
 legitimieren?
• Warum ist das Zusammenleben so zu 
 organisieren? (normativ/ethisch)

Sozial-/politikwissen-
schaftliche Perspektive
Kernfragen z. B.:
• Wie sind Staaten real organisiert?
• Welche Machtkonstellationen und 
 Organisationsformen?

„Staat”

Demokratischer Staat

Solidarische 
Bürgergesellschaft

Koordinierte 
Marktwirtschaft

Kern:
Grundwerte
Grundrechte

fördert und beteiligt sich

unterstützt

begrenzt und koordiniert

unterstützt durch w
irtschaftliche Stabilität
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Abb. 6: Wissenschaftliche Perspektiven auf „Staat“Abb. 5: Normatives Grundmodell aus Sicht Sozialer Demokratie



Freiheit

Freiheit

im Naturzustand

in der Gesellschaft

Gesellschaftsvertrag durch demokratische Gründung 
Grundrechte transformieren sich in der und durch die Gesellschaft.

über die Verfügung
der Person

Freiheit als „Eigentum
an der Person“ wird 
gesellschaftlich ge-
schützt.

Freiheit des „Denkens
und Fühlens“ wird durch
politische Autonomie und
demokratische Rechte
gesellschaftlich umgesetzt.

über Denken und Fühlen

ist von der Natur gegeben durch Arbeit wird Recht an
einer Sache erworben

im Streitfall: Recht des Stärkeren
entscheidet

ist von der Natur gegeben

kann durch Übergriffe von
anderen gefährdet werden

über die Verfügung
von Dingen, die rechtmäßig
der Person zustehen

Wirtschaftliche Autonomie
ist jedem und jeder möglich.

Freiheit Freiheit

Abb. 9: Das Freiheitsverständnis von John LockeAbb. 7: Der Leviathan von Thomas Hobbes 
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Der „Wilde”

als hypothetischer Natur-
zustand, in dem der Wilde
• ein Einzelgänger ist.
• ausgestattet ist mit Selbst-
 liebe, natürlicher Freiheit 
 und Mitleid.
• die Fähigkeit zum Denken 
 und Sprechen kaum oder 
 nicht ausgebildet hat.

Mensch in der ersten 
Vergesellschaftung

Mensch
• wird durch äußere Umstände 
 zur Kooperation gezwungen.
• wird nach und nach sesshaft.
• entwickelt Sprache.
• entwickelt vergleichende
 Eigenliebe.
• entwickelt Familienverbände.
• „entdeckt” Macht.
• entwickelt eine erste Vor-
 stellung von Besitz.

Der falsche Gesellschaftsvertrag
• wird vom Reichen vorge-
 schlagen, um seinen Besitz 
 als Eigentum zu sichern.
• zementiert die Ungleichheit.
• geht einher mit einer dauer-
 haften Herrschaft von einigen
 wenigen über die Mehrheit.
• sichert die Freiheit weniger
 und höhlt die Rechte der 
 großen Mehrheit nach und
 nach aus.  

Mensch im „falschen
Gesellschaftsvertrag”

Naturkatastrophen
und Zufälle

Geschichtliche 
Entwicklung

Aufteilung von Eigentum

Der „Wilde”

Staat

als hypothetischer Natur-
zustand, in dem der Wilde
• ein Einzelgänger ist.
• ausgestattet ist mit Selbst-
 liebe, natürlicher Freiheit 
 und Mitleid.
• die Fähigkeit zum Denken 
 und Sprechen kaum oder 
 nicht ausgebildet hat.

Mensch in der ersten 
Vergesellschaftung

Mensch
• wird durch äußere Umstände 
 zur Kooperation gezwungen.
• wird nach und nach sesshaft.
• entwickelt Sprache.
• entwickelt vergleichende
 Eigenliebe.
• entwickelt Familienverbände.
• „entdeckt” Macht.
• entwickelt eine erste Vor-
 stellung von Besitz.

Der richtige Gesellschaftsvertrag
• wird in gleicher Freiheit der
 Individuen geschlossen.
•  wird durch den Allgemein-
 willen konstruiert, an dem 
 jeder demokratisch beteiligt ist.
• Es werden alle natürlichen 
 Rechte an die Gemeinschaft
 abgegeben.
• Man erhält bürgerliche Frei-
 heitsrechte durch Gemein-
 schaft zurück.

Mensch im „richtigen
Gesellschaftsvertrag”

Naturkatastrophen
und Zufälle

Potenzielle
Entwicklung

In der gegenwärtigen bürgerlichen 
Gesellschaft kaum erreichbar, nur wenn
• Erziehung (Émile) und
• politische Verfassung
radikal geändert werden

Abb. 11:  Bürgerliche Gesellschaft und vorstellbarer „richtiger Gesellschaftsvertrag“ 
nach Rousseau

Abb. 10:  Bürgerliche Gesellschaft und „falscher Gesellschaftsvertrag“ 
nach Rousseau



Staatsvorstellungen

Konservativismus

• Orientiert sich am Bild des 
 „starken”/ wehrhaften Staates. 
• Klare Führungsposition und 
 Hierarchien.
• Negative Freiheitsrechte 
 stehen im Vordergrund, 
 werden aber durch die Schutz-
 aufgaben des Staates begrenzt.
• Betonung des Subsidiari-
 tätsprinzips – (traditionelle)
 Familie als Kern.
• Ungleiche Lebensverhält-
 nisse sind – in gewissen
 Grenzen – akzeptabel.

Soziale Demokratie

• Orientiert sich an einem hand-
 lungsfähigen Staat, der positive 
 wie negative Freiheitsrechte 
 realisieren will. 
• Demokratie und Marktwirt-
 schaft stehen in einem Spannu-
 ngsverhältnis. Der Staat hat 
 die Aufgabe, dieses Spannungs-
 verhältnis auszubalancieren.
• Gleiche Freiheit zu ermöglichen 
 ist Handlungsverpflichtung für 
 Staat und Gesellschaft.
• Demokratie setzt soziale
 Absicherung aller auf hohem
 Niveau voraus.
 

Liberalismus

• Orientiert sich an den nega-
 tiven (abwehrenden) Freiheits-
 rechten und begrenzt Eingriffe 
 des Staates auf ein Minimum.
• Staat ist lediglich ein Ordnungs-
 rahmen, der die Interaktion 
 freier Individuen ermöglichen soll.
• „Gleichheit” wird als „Gleich-
 heit vor dem Gesetz” definiert.
• Umverteilung schränkt die
 individuelle Freiheit zu stark
 ein. Soziale Unterstützung 
 Einzelner nur bei unverschul-
 deter Not.

Selbstverantwortliche 
und freie Familie

Kind 

Schulmarkt

Grundliegendes:
• Allgemeine Standards 
 ohne Marktsteigerung für 
 den Einzelnen
• Zur Aufrechterhaltung des gesell-
 schaftlichen Friedens Erforderliches
• „Basisangebot”

Weiterführendes:
• Alles, was den Marktwert des Kindes im 
 Beruflichen gegenüber anderen steigert
        • Weiterführende Bildung

• Freie Marktorganisation,
 dadurch differenziertes 
 Angebot
• Staatliche Kontrolle von
 Minimalstandards

Interventionsbedarf
Schulbildung

Ausgabe von 
Bildungsgutscheinen
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Abb. 13:  Marktorganisation und libertäre Organisation am Beispiel der Schule 
(Modell nach Friedmans Argumentation)

Abb. 12:  Vereinfachte Darstellung: Staatsvorstellungen von Konservativismus, 
 Liberalismus und Sozialer Demokratie



Abb. 14: Bürger/-innen und Staat in der Sozialen Demokratie Abb. 15:  Republikanisches und deliberatives Modell (nach Habermas 1997; 
Embacher/Lang 2008)

Republikanisches Modell der Demokratie

Deliberative Ergänzung

• Politischer (Beratungs-)Prozess als Grundbaustein der Demokratie  
 (deliberare = beratschlagen).

• Freiheit und gerechtes Gemeinwesen sind nur durch den politischen 
   Willensbildungsprozess in Einklang zu bringen.

• Prozess stellt sicher, dass Volkssouveränität gewahrt bleibt.

• Politik ist verantwortlich für die Vermittlung gesellschaftlicher Interessen
 und gerechte Verfasstheit der Gesellschaft.

• Negative und positive Freiheitsrechte werden garantiert.

• Staat als aktiver Akteur zur Ermöglichung und Durchsetzung von Freiheitsrechten

• Demokratische Beteiligung über Wahlen in der repräsentativen Demokratie

Bürger/-innen

B
et
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lig

u
n

g R
ah

m
en§

Bürger/-in Bürger/-in§

Staat

• Adressatinnen und Adressaten
von negativen und positiven 

Freiheitsrechten
• Rechtlich geregelte Beziehung

 untereinander

Staat als

•  Akteur der Rechts(durch)setzung und -ermöglich
ung

• Disskussions- und demokratischer Entsch
eidungsort



Abb. 16: Direkte und repräsentative Demokratie Abb. 17: Direktdemokratische Formen von Entscheidungen

Direkte Demokratie
Alle Bürgerinnen und Bürger 
entscheiden gemeinsam über 
Gesetze.

Repräsentative Demokratie
Bürgerinnen und Bürger wählen Reprä-
sentantinnen und Repräsentanten, die 
Gesetze beschließen und die Exekutive 
wählen.

Abstimmungen

Demokratische Entscheidungen

Direktdemokratische Form:
• Volks-/Bürgerentscheid

• Bürgerbegehren

Wahlen
Direktdemokratische Form:
• Wahl durch alle Bürgerinnen und 
 Bürger



Abb. 19:  Der dritte Sektor im Unterschied zu Staat und Markt (vereinfacht zit. nach 
Zimmer/Priller 2007)

Markt Staat Dritter Sektor

Zugehörigkeit Freie wirtschafts-

bürger/-innen

Staatsbürger/-

innen

Freiwilligkeit

Handlungs-
logik

Gewinn-

maximierung

Partizipation und 

rechtseinhaltung

Gemeinnützigkeit, 

Sinnstiftung

Organisations-
form

Unterschiedlich, 

z. B. GmbH, SE, 

AG

repräsentative 

Demokratie, 

Verwaltung

Unterschiedlich, 

z. B. Vereine, 

Verbände, 

Anstalten 

öffentlichen 

rechts, Parteien, 

GmbH

Abb. 21: Grundmodell für die Eintragung von Vereinen

Amtsgericht

Vorstand

Mitgliederversammlung
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in Ergänzung zum BGB 

Vereinsregister

Vereinssatzung

trägt nach Prüfung ein



Abb. 22: Geschichtliche Formen bürgergesellschaftlicher Akteure

Klassisches 
Ehrenamt

• Mission: Beteiligung 
 des Bildungs- und 
 Besitzbürgertums und
 Staatsform „von oben”
• Trägerschicht: Bildungs- 
 und Besitzbürgertum
• Orientierung auf auf-
 klärerische und wirt-
 schaftsliberale Vorstel-
 lungen

Arbeitervereine

• Mission: Selbsthilfe,
 demokratische Refor-
 men, Verbesserung der
 Lebens- und Arbeits-
 bedingungen
• Trägerschicht: Arbeiter/-
 innen-Bewegung
• Orientierung auf 
 sozialistische Theorien 
 und Vorstellungen

Neue soziale
Bewegungen

• Mission: inhaltliche
 Themen (Umwelt, 
 Gleichstellung, Frieden)
 setzen
• Trägerschicht: 
 bürgerlich-alternatives 
 Millieu

Neueste soziale
Bewegungen

• Mission: Kritik von
 Finanzmärkten und
 Regierungen
• Trägerschicht: breites
 Spektrum
• Orientierung auf 
 soziale Gerechtigkeit;
 Forderung von Trans-
 parenz und Teilhabe

Erfolge: Einbindung
durch die Städteordnung
und Liberalisierung der
Wirtschaft

Erfolge: Entstehung 
eines engen Netzes von
Vereinen; Entstehung
der Sozialdemokratie

Erfolge: Themen werden
politisch aufgegriffen; 
Einbindung in Beratung
und pol. Entscheidungen

Erfolge: noch offen

Vom feudalen zum auf-
geklärt-absolutistischen
Staat

Basis für bürgergesellschaftliche  Akteure: politische Mission, demokratische 
Prozesse, Organisation außerhalb vorhandener staatlicher Institutionen

Nach dem 1. Weltkrieg:
demokratischer Rechts-
staat/Weimarer Republik

In der BRD: Teil der 
1968er-Bewegung

In der BRD: nach der 
2008er-Finanzmarktkrise

Anfang 19. Jh.s Mitte 19. Jh.s Ende des 20. Jh.s 2010er Jahre

Abb. 23:  Freiwilliges Engagement und Bereitschaft zum freiwilligen Engagement 
(Bevölkerung ab 14 Jahren; Daten nach BMFSFJ 2010: 8)

Quelle: Freiwilligensurveys

Nicht bereit

Eventuell bereit

Bestimmt bereit

Engagiert

0
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32 %

20 %

12 %

36 %

2004

27 %

26 %

11 %

36 %

2009

40 %

16 %

10 %

34 %

1999



Abb. 24:  Selbstverständnis der freiwilligen Tätigkeit nach Altersgruppen (Angaben 
zur zeitaufwendigsten freiwilligen Tätigkeit; Daten nach BMFSFJ 2010: 15)
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16 %

59 %

25 %

22 %

55 %

23 %

22 %
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27 %

19 %

51 %

30 %

23 %

46 %

31 %

23 %

43 %

34 %

21 %

42 %

37 %

22 %

38 %

40 %

25 %

38 %

37 %

16 %

50 %

34 %

14 %

41 %

45 %

20 %

39 %

41 %

1999 2004 2009 1999 2004 2009 1999 2004 2009 1999 2004 2009

14 bis 30 Jahre 31 bis 45 Jahre 46 bis 65 Jahre 66 Jahre und älter

Abb. 25:  Gründe für das freiwillige Engagement 
(alle Engagierten ab 14 Jahren; Daten nach BMFSFJ 2010: 12)

Quelle: Freiwilligensurveysvoll und ganz          teilweise          überhaupt nicht

Ich will durch mein Engagement
die Gesellschaft zumindest im 

Kleinen mitgestalten.

Ich will durch mein Engagement 
vor allem mit anderen

 Menschen zusammenkommen.

Ich will durch mein Engagement
wichtige Qualifikationen erwerben.

Ich will durch mein Engagement Ansehen und 
Einfluss in meinem Lebensumfeld erwerben.

Ich will durch mein Engagement
auch beruflich vorankommen. 

2004 66 % 29 %  5

2009 61 % 34 %  6

2004 60 % 35 %  5

2009 60 % 36 %  4

2009

 27 % 37 %  36 %

12 % 42 %  46 %

 10 19 %  71 %



Abb. 26:  Erwartungen an das freiwillige Engagement 2009 (Angaben zur 
zeitaufwendigsten freiwilligen Tätigkeit; Daten nach BMFSFJ 2010: 13)

Quelle: Freiwilligensurveys unwichtig 

Dass die Tätigkeit Spaß macht.

Dass man damit Menschen helfen kann.

Dass man etwas für das Gemeinwohl tun kann.

Dass man mit sympathischen 
Menschen zusammenkommt.

Dass man die eigenen Kenntnisse und 
Erfahrungen einbringen kann.

Dass man die eigenen Kenntnisse und 
Erfahrungen erweitern kann.

Dass man mit Menschen anderer 
Generationen zusammenkommt.

Dass man eigene Verantwortung und 
Entscheidungsmöglichkeiten hat.

Dass man für die Tätigkeit auch Anerkennung findet.

Dass man eigene Interessen vertreten kann.

  

0 1 2 3 4 5

außerordentlich
wichtig

4,4

4,1

4,0

4,0

3,8

3,7

3,7

3,5

3,1

2,9

Abb. 27: Verbesserungswünsche der Freiwilligen an die Organisation 
(Angaben zur zeitaufwendigsten freiwilligen Tätigkeit; Daten nach BMFSFJ 2010: 45)

Quelle: Freiwilligensurveys

Mehr Finanzmittel für bestimmte Projekte

Bessere Bereitstellung von Räumen, Sachmitteln etc.

Bessere Weiterbildungsmöglichkeiten

Bessere fachliche Unterstützung

Unbürokratische Kostenerstattung

Bessere Anerkennung der Freiwilligen
durch Hauptamtliche

Bessere finanzielle Vergütung
für die Freiwilligen

1999          2004          2009

 63 % 
 63 %
 62 %
 46 %
 43 %
 42 %
 39 %
 35 %
 35 %
 37 %
 34 %
 33 %
 34 %
 33 %
 32 %
 32 %
 28 %
 27 %
26 %
22 %
23 %



Abb. 28: Verbesserungsvorschlag der Freiwilligen an den Staat bzw. die Öffentlichkeit 
(Angaben zur zeitaufwendigsten freiwilligen Tätigkeit; Daten nach BMFSFJ 2010: 46)

Quelle: Freiwilligensurveys

Bessere Informationen und Beratung über
Möglichkeiten des freiwilligen Engagements

Bessere steuerliche Absetzbarkeit der Unkosten

Bessere steuerliche Absetzbarkeit
der Aufwandsentschädigung

Bessere Anerkennung durch
Berichte in Presse und Medien

Bessere Anerkennung freiwilliger
Tätigkeiten als berufliches Praktikum

Bessere Absicherung Freiwilliger durch
Haftpflicht- und Unfallversicherung

Bessere öffentliche Anerkennung, z. B. durch Ehrung 

1999          2004          2009

                                     57 %
                                     55 %
                                     55 %
                                     56 %
                        43 %
                        46 %
                                52 %
                         44 %
                         46 %
                          47 %
                          48 %
                          46 %
                          47 %
                 40 %
                 40 %

                       44 %
                       38 %
                       41 %
23 %
24 %
25 %

Abb. 29:  Bereitschaft zum freiwilligen Engagement nach Arbeitsmarktgruppen 
(Bevölkerung ab 14 Jahren; Daten nach BMFSFJ 2010: 22)

Quelle: Freiwilligensurveys
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Abb. 31:  Das Leitbild der Bürgerkommune (nach Bogumil/Holtkamp 2010: 389)

Kundenrolle

Instrumente:

• Kundenbefragungen

• Beschwerdemanagement

• Bürgerämter

• E-Government

Instrumente:

• Freiwilligenagenturen

• Bürgerstiftungen

• Aufgabenübertragung

Instrumente:

• Bürgerversammlungen

• Bürgerforen

• Perspektivenwerkstatt

• E-Democracy

Mitgestalterrolle Auftraggeberrolle

Kulturwandel

Delegation

Partizipationsmanagement

Politikfeldübergreifende Koordination

Zum Weiterlesen:

Eine erweiterte Fassung des 

Kapitel 5 „Engagementpolitik als 

Politikfeld“ mit zusätzlichem Blick 

auf die Ebenen Land, Bund und EU 

im Modul Soziale Demokratie der 

OnlineAkademie der FES

 www.fes-online-akademie.de



Für die inhaltlichen Aussagen dieser Veröffentlichung tragen die Auto-
rinnen und Autoren der einzelnen Abschnitte die Verantwortung. Die 
geäußerten Meinungen müssen nicht in allen teilen der Meinung der 
Friedrich-Ebert-Stiftung entsprechen.

Hörbuch zum Nachlesen:
Sie können sich das Lesebuch zu diesem Hörbuch kostenlos als PDF herun-
terladen oder zum Preis von 5 Euro als Druckfassung bestellen. Machen Sie
sich auch mit unseren weiteren (Hör-)Büchern, Seminaren und Angeboten
zu Grundwerten und Praxisfeldern der Sozialen Demokratie vertraut: 
www.fes-soziale-demokratie.de

ISBN 978-3-86498-111-1

Herausgegeben von der Friedrich-Ebert-Stiftung
Abteilung Politische Akademie
Bonn, Mai 2012

Redaktion: Jochen Dahm, tobias Gombert, Christian Krell, Martin timpe
Kontakt: christian.krell@fes.de / jochen.dahm@fes.de

Produktion: Hansalux, Köln
Stimmen: resi Heitwerth, Philipp Schepmann, Josef tratnik, Gabriella weber
Pressung und Druck: HoFA-Media, Karlsdorf
Layout und Satz: DIE.ProJEKtorEN, Berlin
Titelfoto: Frédéric Cilon, PhotoAlto; Dmitry Nikolaev, Fotolia.com 

Hinweis: Die Nummerierung der Abbildungen orientiert sich an der Lesebuchausgabe.

Grundlagen der Sozialen Demokratie

Wir tschaft und Soziale Demokratie

Sozialstaat und Soziale Demokratie

Globalis ierung und Soziale Demokratie

Europa und Soziale Demokratie

Integration, Zuwanderung und Soziale Demokratie

Staat, Bürgergesellschaft und Soziale Demokratie

Frieden, Sicherheit und Soziale Demokratie

wir möchten Sie einladen, an der Diskussion der Sozialen Demokratie 

teilzuhaben. Die Akademie für Soziale Demokratie der Friedrich-Ebert-

Stiftung bietet dafür einen raum. Acht Seminarmodule setzen sich mit 

Grundwerten und Praxisfeldern der Sozialen Demokratie auseinander:



ISBN 978-3-86498-111-1

Politik braucht klare Orientierung. Nur wer die Ziele seines Handelns eindeutig 
benennen kann, wird sie auch erreichen und andere dafür begeistern. Daher fragt 
dieses Lesebuch „Staat, Bürgergesellschaft und Soziale Demokratie“: Wie tragen 
Staat und Bürgergesellschaft zum Gelingen einer Sozialen Demokratie bei? Wie 
gelingt es, demokratisches Engagement zu fördern? Muss das Verhältnis von Staat 
und Bürgergesellschaft neu bestimmt werden? 

Die Themen der Lesebücher der Sozialen Demokratie orientieren sich an den Semi-
naren der Akademie für Soziale Demokratie. Die Akademie für Soziale Demokratie 
ist ein Beratungs- und Qualifi zierungsangebot der Friedrich-Ebert-Stiftung für 
politisch Engagierte und Interessierte. 

Weitere Informationen zur Akademie: www.fes-soziale-demokratie.de


